
Jetzt Mitglied
werden.

Werden auch Sie Mitglied und unterstützen Sie Politik 
mit Vernunft und Sachverstand. Mehr dazu finden Sie hier: 
www.cdu.de/mitglied-werden 

Dein 

2025 | KW47
B

ild
: ©

To
bi

as
 K

oc
h

Berlin erhält 5,25 Milliarden Euro aus dem Son-
dervermögen des Bundes. Damit bekommt unse-

re Stadt einen Modernisierungsschub, der in den 
kommenden Jahren überall spürbar sein wird. Mit 
unseren Beschlüssen stellen wir die Weichen für die 
kommenden Jahre.

Wir investieren in moderne Gebäude für Schulen, 
Kitas und Sportstätten, stärken unsere Kliniken und 
bringen mit rund 750 Millionen Euro den sozialen 
Wohnungsbau voran. 

Für einen starken ÖPNV fließen 680 Millionen Euro in 
neue U-Bahnen, Straßenbahnen und Infrastruktur der 

BVG. Dazu kommen Mittel für Brücken, Straßen und 
das Zukunftsquartier Tegel.

Berlin wird grüner: Wir investieren in neue Bäume und 
besseres Wassermanagement. Polizei und Feuerwehr 
erhalten moderne Ausstattung, Fahrzeuge und ein 
neues Kriminaltechnisches Institut.

Von der Sanierung des Naturkundemuseums bis zum 
zusätzlichen Frauenhaus, von neuen Schwimmbädern 
bis zu Investitionen in Kitas: Berlin macht sich fit für die 
Zukunft, Schritt für Schritt, Projekt für Projekt. Gemein-
sam sorgen wir dafür, dass unsere Stadt funktioniert, 
verlässlich, modern und zukunftsfest.

Mehr dazu 
gibt es hier: 

In den letzten Jahren haben wir klar gezeigt: Sicher-
heit in unserer Hauptstadt ist kein Selbstläufer, 

sondern Ergebnis konsequenter Politik. Mit 
dem neuen Polizeihubschrauber erfüllt 
die CDU-geführte Regierungskoalition ein 
wichtiges Versprechen: Berlin bekommt 
ein eigenes Luftfahrzeug für die Polizei.

Wir stärken unsere Polizei mit moderner Ausrüs-
tung, verbesserten Strukturen und fokussierter 
Einsatzbereitschaft. Der Hubschrauber erweitert 
die Reaktionsfähigkeit, steigert die Sicht- und Prä-
senzflächen über Berlin und macht unseren Schutz 
schneller und präziser. 

Unser Ziel ist klar: Eine Stadt, in der die Sicherheits-
behörden handlungsfähig sind, früh, effektiv und 
zuverlässig. Keine langen Wartezeiten, keine über-
langen Einsatzlagen. Wir machen Berlin sicherer.

Mehr Sicherheit 
aus der Luft.
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Tel.: 030 32 69 04 -0, cduberlin@cdu.berlin 
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Wir stärken
Alleinerziehende.

Sauberkeit 
und Ordnung.

Gegen Organisierte
Kriminalität.

Starke Investitionen
in Berlins Zukunft.

Die SED-Nachfolgepartei „Die Linke“ wendet 
sich immer deutlicher und offener Extremis-

ten zu. Grillfeste mit Hamas-Unterstützern in 

Neukölln, offen antisemitische An-
träge der Jugendorganisation der 
Linken, Beleidigungen gegen den 
Bürgermeister einer israelischen 
Partnerstadt. Die wenigen modera-
ten Politiker haben die Partei meist 
schon lange verlassen und linke und antisemitische 
Aktivisten übernehmen immer größeren Einfluss 
in der Partei. 

Für uns als CDU ist klar: Die Linke muss sich un-
missverständlich von jeder Form des Antisemitis-
mus und des Extremismus in ihren eigenen Rei-
hen abgrenzen. Sie muss sich zum Existenzrecht 
Israels klar bekennen und jede Zusammenarbeit 
mit terrornahen Organisationen einstellen. SPD 
und Grüne müssen Farbe bekennen, ob sie mit 
einer solchen Partei wirklich zusammenarbeiten 
wollen. Denn die Linke ist in ihrer aktuellen Ent-
wicklung keine Kandidatin für den Senat, sondern 
ein Fall für den Verfassungsschutz.
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 Klare Kante gegen Judenhass der Linkspartei 

 
Der Schutz jüdischen Lebens und der entschlossene Kampf gegen Antisemitismus 

gehören zum Kern des demokratischen Selbstverständnisses der 

Bundesrepublik. Dennoch erleben wir seit Monaten eine immer offenere 

Normalisierung antisemitischer Narrative – auf Bühnen, an Universitäten, in 

Kultureinrichtungen und vor allem in sozialen Netzwerken. Judenhass ist keine 

neue Erscheinung, aber er tritt heute sichtbarer, aggressiver und 

selbstbewusster zutage. Zugleich wird er zunehmend politisch instrumentalisiert 

und dient radikalen Kräften als Mobilisierungswerkzeug. 

 
Vor diesem Hintergrund geben die jüngsten Entwicklungen in der Partei Die Linke, 

deren Berliner Landesverband an diesem Wochenende tagt, Anlass zu 

berechtigter Sorge. Sie verdeutlichen, dass antisemitische und israelfeindliche 

Positionen in Teilen dieser Partei strukturell verankert sind. Zahlreiche Anträge 

auf dem Parteitag zeigen das deutlich. Unter dem Deckmantel vermeintlicher 

„Israelkritik“ wird dort immer wieder das Existenzrecht des jüdischen Staates 

relativiert oder infrage gestellt. 

 
Ein aktueller Beschluss der Linksjugend richtet sich unmissverständlich gegen 

das Existenzrecht Israels, indem die „Befreiung Palästinas“ als Teil einer 

„sozialistischen Revolution gegen Imperialismus und Kapitalismus“ propagiert 

wird. Hinzu kommen weitere Vorfälle – die Relativierung der Hamas-Massaker, 

die offene Unterstützung der antisemitischen BDS-Bewegung oder die Teilnahme 

an Veranstaltungen mit Gruppen, die Hamas oder der Volksfront zur Befreiung 

Palästinas (PFLP) nahestehen 

 
Selbst prominente und langjährige Mitglieder der Berliner Linken haben ihre 

Partei mittlerweile verlassen, weil sie die fehlende klare Positionierung gegen 

Antisemitismus nicht weiter hinnehmen konnten. Die heutige Linke entwickelt sich 

zunehmend zu einer Partei, die extremistische Positionen toleriert und Israelhass 

normalisiert. Damit trägt sie aktiv zu gesellschaftlicher Spaltung bei – und trägt 

Verantwortung für das Klima, das antisemitische Exzesse ermöglicht. 

 
 

 

Klare Kante
gegen Links.

Starke Investitionen
in Berlins Zukunft.
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Zaun am Görli:
Bau geht voran.

Der CDU-geführte Berliner Senat hat die Mietpreis-
bremse um vier Jahre verlängert, sie gilt nun bis 

Ende 2029. Damit dürfen Mieten bei Neuvermietungen 
künftig höchstens 10 % über der ortsüblichen Vergleichs-
miete liegen.

Das heißt konkret: mehr Schutz vor drastischen 
Mietsteigerungen. Berlin wächst und mit der stei-
genden Nachfrage steigt auch der Druck auf dem 
Wohnungsmarkt. Damit Wohnen für alle bezahlbar 
bleibt, setzen wir auf klare Regeln und konsequente 
Maßnahmen. Die Mietpreisbremse schützt Mieterin-
nen und Mieter und schafft mehr Fairness in einem 
angespannten Markt.

Gleichzeitig investieren wir in die Zukunft unserer 
Stadt: Wir beschleunigen Planungsverfahren, fördern 
Neubauprojekte, stärken den sozialen Wohnungsbau 
und schaffen Anreize für mehr privaten Wohnungs-
bau. Denn langfristig gilt: Mehr Wohnungen bedeuten 
mehr Entlastung für alle Berlinerinnen und Berliner.

Unser Ziel ist klar: Ein Berlin, in dem Wohnen be-
zahlbar bleibt, in allen Bezirken und für jede Lebens-
phase. Wir handeln entschlossen, damit unsere Stadt 
lebenswert bleibt und niemand wegen steigender 
Mieten verdrängt wird.
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Berlin muss sicherer werden, dafür braucht es ent-
schlossenes Handeln gegen Organisierte Kriminalität 

und ihre kriminellen Netzwerke. Die CDU Berlin setzt 
genau dort an, wo Strukturen verwurzelt sind: bei ihren 
Geldflüssen, ihren Treffpunkten und ihren illegalen Ge-
schäftsmodellen.

Wir bauen die Zusammenarbeit zwischen Polizei, Justiz, 
Ordnungsämtern und Bezirken weiter aus. Mehr Razzien, 
mehr Verbundeinsätze und klare Zuständigkeiten sor-
gen dafür, dass kriminelle Strukturen nicht nur sichtbar 
werden, sondern dauerhaft zerschlagen werden können.

Ein zentraler Baustein ist der Einsatz moderner Technik, 
insbesondere Künstlicher Intelligenz. Sie hilft dabei, ver-
dächtige Finanzströme schneller zu erkennen und kom-
plexe Netzwerke aufzudecken. So werden Ermittlungen 
gezielt, effizient und wirksam.

Gleichzeitig gehen wir stärker gegen kriminelle Geschäfts-
modelle vor, die jahrzehntelang als Grauzonen galten: 
ob bei Mietwagenverleihsystemen, Spielhallen oder 
bestimmten Bargeld-basierten Betrieben. Illegale Ein-
nahmequellen werden geschlossen, Hintermänner ins 
Visier genommen.

Unser Ziel ist klar: ein Berlin, in dem Recht und Gesetz 
gelten, überall und jederzeit. Organisierte Kriminalität 
darf keinen Platz in unserer Stadt haben. Mit moderner 
Technik, konsequenten Kontrollen und starker Koope-
ration schützen wir die Menschen, die hier leben, und 
stärken das Vertrauen in den Rechtsstaat.

Konsequent gegen  
Organisierte Kriminalität.

Alleinerziehende leisten enorm viel und tragen oft die ge-
samte Verantwortung allein. In Berlin ist fast jede vierte 

Familie eine Ein-Eltern-Familie. Deshalb brauchen sie bessere 
Chancen, mehr Sicherheit und echte Entlastung. Die CDU 
Berlin setzt klare Schwerpunkte: Wohnen, Kinderbetreuung 
und finanzielle Unterstützung.

Wir schützen Alleinerziehende besser vor Wohnungsver-
lust. Kündigungen sollen schwieriger werden, bezahlbarer 
Wohnraum leichter zugänglich. Bei Vermittlungen werden 
Alleinerziehende priorisiert und bei Neubauprojekten sichern 
wir verbindliche Kontingente. In akuten Notlagen, etwa nach 
Trennungen oder bei Gewalt, sorgen wir für kurzfristige Über-
gangswohnungen.

Wir entlasten im Alltag: Flexible, kostenfreie Betreuung auch 
in Randzeiten stärkt die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Weiterbildung und mehr Homeoffice-Möglichkeiten im öffent-
lichen Dienst verbessern berufliche Perspektiven.

Wir sorgen für finanzielle Entlastung. Bundesweit setzen wir 
uns für einen Entlastungsbetrag von 5.000 Euro ein. Das 
Kindergeld soll beim Unterhaltsvorschuss nur zur Hälfte 
angerechnet werden. Der Wohngeldfreibetrag soll für Allein-
erziehende um 20 Prozent steigen.

Die Zahlen zeigen den Bedarf: Über 40 Prozent der Ein-El-
tern-Familien in Berlin gelten als einkommensarm, fast jedes 
zweite Kind in Sozialleistungen lebt bei einem alleinerziehenden 
Elternteil. Viele müssen trotz Arbeit aufstocken.

Unser Ziel: Berlin muss Alleinerziehenden und ihren Kindern 
verlässlich bessere Lebens- und Entwicklungschancen bieten.

Wir stärken 
Alleinerziehende.

Der Görlitzer Park in Berlin-Kreuzberg ist ein Brenn-
punkt mit offenem Drogenhandel, Gewalt und hoher 

Kriminalitätsquote. Für uns heißt das: Jetzt handeln 
– statt wegsehen!

Wir setzen auf Konsequenz statt Ausreden: Der Park 
wird nachts geschlossen, ein Zaun mit Drehkreuzen 
soll unerlaubten Zutritt verhindern. Zudem wird die 
Polizeipräsenz verstärkt und der Ordnungs- sowie 
Suchthilfebereich enger vernetzt. 

Verdrängung ist keine Lösung. Es geht nicht nur um 
mehr Sicherheit, sondern auch um lebendige, saubere 
und nutzbare Grünflächen, die für alle Berlinerinnen 
und Berliner da sind, nicht für Dealer oder andere 
Straftäter. Wir wollen einen Park, der ein Ort der Er-
holung ist und nicht der Angst.

Unser Ziel: Ein Kreuzberg-Park, in dem sich Familien, 
Nachbarinnen und Nachbarn sicher fühlen. Dafür 
bringen wir Regeln, Kontrollen und Struktur ins Spiel – 
damit öffentliche Räume wieder wirklich öffentlich sind.

Berlin ist unsere Stadt. Auch im Görli gilt: 
Recht und Ordnung überall – und das sofort.

Berlin soll sauberer, sicherer und lebenswerter 
werden, in jedem Kiez und für alle Menschen, die 

hier leben. Sauberkeit und Ordnung sind Grundvoraus-
setzungen für eine Stadt, in der sich alle wohlfühlen. 
Deshalb handeln wir.

Den Bußgeldkatalog für Müllsünder hat der CDU-ge-
führte Senat bereits deutlich verschärft. Wer Müll 
achtlos wegwirft, zahlt künftig deutlich mehr, von 
250 Euro für eine Zigarettenkippe bis zu 700 Euro 
für illegal abgelegte Altreifen. 

Mit unserem Beschluss „Klare Kante bei Sauberkeit 
und Ordnung“ setzen wir uns darüber hinaus für 
klare Zuständigkeiten ein und stärken diejenigen, 
die für Ordnung sorgen.

Wir statten Ordnungsämter und BSR besser aus 
und schaffen mehr Personal. Die BSR reinigt Stra-
ßen, Parks und Spielplätze in Zukunft häufiger und 
gründlicher. In jedem Bezirk sollen künftig mehrere 
Mülldetektive unterwegs sein – sichtbar, ansprech-
bar und mit einem klaren Auftrag: Müllsünder stop-

pen, Umweltverstöße dokumentieren und illegales 
Bekleben von Laternen, Schildern und Fassaden 
unterbinden.

Ein zentrales Signal setzen wir gegen Hass und Van-
dalismus: Illegale Graffitis sowie antisemitische oder 
rassistische Schmierereien werden innerhalb von 
24 Stunden entfernt. Gleichzeitig schaffen wir mehr 
legale Flächen für Street-Art, damit Kreativität Raum 
hat, ohne öffentlichen Raum zu beschädigen.

Unsere Generalsekretärin Dr. Ottilie Klein betont dazu: 
„Wir wollen Berlin zum Glänzen bringen. Parks, Spielplätze 
und Straßen müssen Orte sein, an denen sich alle wohl 
und sicher fühlen können. Das ist nicht nur eine Frage 
von Verantwortung und gegenseitigem Respekt, sondern 
auch Grundlage für ein gutes Miteinander in unserer 
Stadt. Klare Regeln und konsequente Kontrollen sorgen 
dafür, dass Sauberkeit in Berlin wieder selbstverständlich 
wird. Dafür wollen wir die Voraussetzungen schaffen.“

Unser Ziel ist klar: Berlin soll wieder glänzen, in jedem 
Kiez, für alle Menschen, die hier leben.

Mietpreisbremse
verlängert.

Klare Kante bei Sauberkeit und Ordnung.
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Berlin erhält 5,25 Milliarden Euro aus dem Son-
dervermögen des Bundes. Damit bekommt unse-

re Stadt einen Modernisierungsschub, der in den 
kommenden Jahren überall spürbar sein wird. Mit 
unseren Beschlüssen stellen wir die Weichen für die 
kommenden Jahre.

Wir investieren in moderne Gebäude für Schulen, 
Kitas und Sportstätten, stärken unsere Kliniken und 
bringen mit rund 750 Millionen Euro den sozialen 
Wohnungsbau voran. 

Für einen starken ÖPNV fließen 680 Millionen Euro in 
neue U-Bahnen, Straßenbahnen und Infrastruktur der 

BVG. Dazu kommen Mittel für Brücken, Straßen und 
das Zukunftsquartier Tegel.

Berlin wird grüner: Wir investieren in neue Bäume und 
besseres Wassermanagement. Polizei und Feuerwehr 
erhalten moderne Ausstattung, Fahrzeuge und ein 
neues Kriminaltechnisches Institut.

Von der Sanierung des Naturkundemuseums bis zum 
zusätzlichen Frauenhaus, von neuen Schwimmbädern 
bis zu Investitionen in Kitas: Berlin macht sich fit für die 
Zukunft, Schritt für Schritt, Projekt für Projekt. Gemein-
sam sorgen wir dafür, dass unsere Stadt funktioniert, 
verlässlich, modern und zukunftsfest.

Mehr dazu 
gibt es hier: 

In den letzten Jahren haben wir klar gezeigt: Sicher-
heit in unserer Hauptstadt ist kein Selbstläufer, 

sondern Ergebnis konsequenter Politik. Mit 
dem neuen Polizeihubschrauber erfüllt 
die CDU-geführte Regierungskoalition ein 
wichtiges Versprechen: Berlin bekommt 
ein eigenes Luftfahrzeug für die Polizei.

Wir stärken unsere Polizei mit moderner Ausrüs-
tung, verbesserten Strukturen und fokussierter 
Einsatzbereitschaft. Der Hubschrauber erweitert 
die Reaktionsfähigkeit, steigert die Sicht- und Prä-
senzflächen über Berlin und macht unseren Schutz 
schneller und präziser. 

Unser Ziel ist klar: Eine Stadt, in der die Sicherheits-
behörden handlungsfähig sind, früh, effektiv und 
zuverlässig. Keine langen Wartezeiten, keine über-
langen Einsatzlagen. Wir machen Berlin sicherer.

Mehr Sicherheit 
aus der Luft.

CDU-Landesverband Berlin Steifensandstraße 8, 14057 Berlin,  
Tel.: 030 32 69 04 -0, cduberlin@cdu.berlin 
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Wir stärken
Alleinerziehende.

Sauberkeit 
und Ordnung.

Gegen Organisierte
Kriminalität.

Starke Investitionen
in Berlins Zukunft.

Die SED-Nachfolgepartei „Die Linke“ wendet 
sich immer deutlicher und offener Extremis-

ten zu. Grillfeste mit Hamas-Unterstützern in 

Neukölln, offen antisemitische An-
träge der Jugendorganisation der 
Linken, Beleidigungen gegen den 
Bürgermeister einer israelischen 
Partnerstadt. Die wenigen modera-
ten Politiker haben die Partei meist 
schon lange verlassen und linke und antisemitische 
Aktivisten übernehmen immer größeren Einfluss 
in der Partei. 

Für uns als CDU ist klar: Die Linke muss sich un-
missverständlich von jeder Form des Antisemitis-
mus und des Extremismus in ihren eigenen Rei-
hen abgrenzen. Sie muss sich zum Existenzrecht 
Israels klar bekennen und jede Zusammenarbeit 
mit terrornahen Organisationen einstellen. SPD 
und Grüne müssen Farbe bekennen, ob sie mit 
einer solchen Partei wirklich zusammenarbeiten 
wollen. Denn die Linke ist in ihrer aktuellen Ent-
wicklung keine Kandidatin für den Senat, sondern 
ein Fall für den Verfassungsschutz.
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 Klare Kante gegen Judenhass der Linkspartei 

 
Der Schutz jüdischen Lebens und der entschlossene Kampf gegen Antisemitismus 

gehören zum Kern des demokratischen Selbstverständnisses der 

Bundesrepublik. Dennoch erleben wir seit Monaten eine immer offenere 

Normalisierung antisemitischer Narrative – auf Bühnen, an Universitäten, in 

Kultureinrichtungen und vor allem in sozialen Netzwerken. Judenhass ist keine 

neue Erscheinung, aber er tritt heute sichtbarer, aggressiver und 

selbstbewusster zutage. Zugleich wird er zunehmend politisch instrumentalisiert 

und dient radikalen Kräften als Mobilisierungswerkzeug. 

 
Vor diesem Hintergrund geben die jüngsten Entwicklungen in der Partei Die Linke, 

deren Berliner Landesverband an diesem Wochenende tagt, Anlass zu 

berechtigter Sorge. Sie verdeutlichen, dass antisemitische und israelfeindliche 

Positionen in Teilen dieser Partei strukturell verankert sind. Zahlreiche Anträge 

auf dem Parteitag zeigen das deutlich. Unter dem Deckmantel vermeintlicher 

„Israelkritik“ wird dort immer wieder das Existenzrecht des jüdischen Staates 

relativiert oder infrage gestellt. 

 
Ein aktueller Beschluss der Linksjugend richtet sich unmissverständlich gegen 

das Existenzrecht Israels, indem die „Befreiung Palästinas“ als Teil einer 

„sozialistischen Revolution gegen Imperialismus und Kapitalismus“ propagiert 

wird. Hinzu kommen weitere Vorfälle – die Relativierung der Hamas-Massaker, 

die offene Unterstützung der antisemitischen BDS-Bewegung oder die Teilnahme 

an Veranstaltungen mit Gruppen, die Hamas oder der Volksfront zur Befreiung 

Palästinas (PFLP) nahestehen 

 
Selbst prominente und langjährige Mitglieder der Berliner Linken haben ihre 

Partei mittlerweile verlassen, weil sie die fehlende klare Positionierung gegen 

Antisemitismus nicht weiter hinnehmen konnten. Die heutige Linke entwickelt sich 

zunehmend zu einer Partei, die extremistische Positionen toleriert und Israelhass 

normalisiert. Damit trägt sie aktiv zu gesellschaftlicher Spaltung bei – und trägt 

Verantwortung für das Klima, das antisemitische Exzesse ermöglicht. 

 
 

 

Klare Kante
gegen Links.

Starke Investitionen
in Berlins Zukunft.
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Zaun am Görli:
Bau geht voran.

Der CDU-geführte Berliner Senat hat die Mietpreis-
bremse um vier Jahre verlängert, sie gilt nun bis 

Ende 2029. Damit dürfen Mieten bei Neuvermietungen 
künftig höchstens 10 % über der ortsüblichen Vergleichs-
miete liegen.

Das heißt konkret: mehr Schutz vor drastischen 
Mietsteigerungen. Berlin wächst und mit der stei-
genden Nachfrage steigt auch der Druck auf dem 
Wohnungsmarkt. Damit Wohnen für alle bezahlbar 
bleibt, setzen wir auf klare Regeln und konsequente 
Maßnahmen. Die Mietpreisbremse schützt Mieterin-
nen und Mieter und schafft mehr Fairness in einem 
angespannten Markt.

Gleichzeitig investieren wir in die Zukunft unserer 
Stadt: Wir beschleunigen Planungsverfahren, fördern 
Neubauprojekte, stärken den sozialen Wohnungsbau 
und schaffen Anreize für mehr privaten Wohnungs-
bau. Denn langfristig gilt: Mehr Wohnungen bedeuten 
mehr Entlastung für alle Berlinerinnen und Berliner.

Unser Ziel ist klar: Ein Berlin, in dem Wohnen be-
zahlbar bleibt, in allen Bezirken und für jede Lebens-
phase. Wir handeln entschlossen, damit unsere Stadt 
lebenswert bleibt und niemand wegen steigender 
Mieten verdrängt wird.
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Berlin muss sicherer werden, dafür braucht es ent-
schlossenes Handeln gegen Organisierte Kriminalität 

und ihre kriminellen Netzwerke. Die CDU Berlin setzt 
genau dort an, wo Strukturen verwurzelt sind: bei ihren 
Geldflüssen, ihren Treffpunkten und ihren illegalen Ge-
schäftsmodellen.

Wir bauen die Zusammenarbeit zwischen Polizei, Justiz, 
Ordnungsämtern und Bezirken weiter aus. Mehr Razzien, 
mehr Verbundeinsätze und klare Zuständigkeiten sor-
gen dafür, dass kriminelle Strukturen nicht nur sichtbar 
werden, sondern dauerhaft zerschlagen werden können.

Ein zentraler Baustein ist der Einsatz moderner Technik, 
insbesondere Künstlicher Intelligenz. Sie hilft dabei, ver-
dächtige Finanzströme schneller zu erkennen und kom-
plexe Netzwerke aufzudecken. So werden Ermittlungen 
gezielt, effizient und wirksam.

Gleichzeitig gehen wir stärker gegen kriminelle Geschäfts-
modelle vor, die jahrzehntelang als Grauzonen galten: 
ob bei Mietwagenverleihsystemen, Spielhallen oder 
bestimmten Bargeld-basierten Betrieben. Illegale Ein-
nahmequellen werden geschlossen, Hintermänner ins 
Visier genommen.

Unser Ziel ist klar: ein Berlin, in dem Recht und Gesetz 
gelten, überall und jederzeit. Organisierte Kriminalität 
darf keinen Platz in unserer Stadt haben. Mit moderner 
Technik, konsequenten Kontrollen und starker Koope-
ration schützen wir die Menschen, die hier leben, und 
stärken das Vertrauen in den Rechtsstaat.

Konsequent gegen  
Organisierte Kriminalität.

Alleinerziehende leisten enorm viel und tragen oft die ge-
samte Verantwortung allein. In Berlin ist fast jede vierte 

Familie eine Ein-Eltern-Familie. Deshalb brauchen sie bessere 
Chancen, mehr Sicherheit und echte Entlastung. Die CDU 
Berlin setzt klare Schwerpunkte: Wohnen, Kinderbetreuung 
und finanzielle Unterstützung.

Wir schützen Alleinerziehende besser vor Wohnungsver-
lust. Kündigungen sollen schwieriger werden, bezahlbarer 
Wohnraum leichter zugänglich. Bei Vermittlungen werden 
Alleinerziehende priorisiert und bei Neubauprojekten sichern 
wir verbindliche Kontingente. In akuten Notlagen, etwa nach 
Trennungen oder bei Gewalt, sorgen wir für kurzfristige Über-
gangswohnungen.

Wir entlasten im Alltag: Flexible, kostenfreie Betreuung auch 
in Randzeiten stärkt die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Weiterbildung und mehr Homeoffice-Möglichkeiten im öffent-
lichen Dienst verbessern berufliche Perspektiven.

Wir sorgen für finanzielle Entlastung. Bundesweit setzen wir 
uns für einen Entlastungsbetrag von 5.000 Euro ein. Das 
Kindergeld soll beim Unterhaltsvorschuss nur zur Hälfte 
angerechnet werden. Der Wohngeldfreibetrag soll für Allein-
erziehende um 20 Prozent steigen.

Die Zahlen zeigen den Bedarf: Über 40 Prozent der Ein-El-
tern-Familien in Berlin gelten als einkommensarm, fast jedes 
zweite Kind in Sozialleistungen lebt bei einem alleinerziehenden 
Elternteil. Viele müssen trotz Arbeit aufstocken.

Unser Ziel: Berlin muss Alleinerziehenden und ihren Kindern 
verlässlich bessere Lebens- und Entwicklungschancen bieten.

Wir stärken 
Alleinerziehende.

Der Görlitzer Park in Berlin-Kreuzberg ist ein Brenn-
punkt mit offenem Drogenhandel, Gewalt und hoher 

Kriminalitätsquote. Für uns heißt das: Jetzt handeln 
– statt wegsehen!

Wir setzen auf Konsequenz statt Ausreden: Der Park 
wird nachts geschlossen, ein Zaun mit Drehkreuzen 
soll unerlaubten Zutritt verhindern. Zudem wird die 
Polizeipräsenz verstärkt und der Ordnungs- sowie 
Suchthilfebereich enger vernetzt. 

Verdrängung ist keine Lösung. Es geht nicht nur um 
mehr Sicherheit, sondern auch um lebendige, saubere 
und nutzbare Grünflächen, die für alle Berlinerinnen 
und Berliner da sind, nicht für Dealer oder andere 
Straftäter. Wir wollen einen Park, der ein Ort der Er-
holung ist und nicht der Angst.

Unser Ziel: Ein Kreuzberg-Park, in dem sich Familien, 
Nachbarinnen und Nachbarn sicher fühlen. Dafür 
bringen wir Regeln, Kontrollen und Struktur ins Spiel – 
damit öffentliche Räume wieder wirklich öffentlich sind.

Berlin ist unsere Stadt. Auch im Görli gilt: 
Recht und Ordnung überall – und das sofort.

Berlin soll sauberer, sicherer und lebenswerter 
werden, in jedem Kiez und für alle Menschen, die 

hier leben. Sauberkeit und Ordnung sind Grundvoraus-
setzungen für eine Stadt, in der sich alle wohlfühlen. 
Deshalb handeln wir.

Den Bußgeldkatalog für Müllsünder hat der CDU-ge-
führte Senat bereits deutlich verschärft. Wer Müll 
achtlos wegwirft, zahlt künftig deutlich mehr, von 
250 Euro für eine Zigarettenkippe bis zu 700 Euro 
für illegal abgelegte Altreifen. 

Mit unserem Beschluss „Klare Kante bei Sauberkeit 
und Ordnung“ setzen wir uns darüber hinaus für 
klare Zuständigkeiten ein und stärken diejenigen, 
die für Ordnung sorgen.

Wir statten Ordnungsämter und BSR besser aus 
und schaffen mehr Personal. Die BSR reinigt Stra-
ßen, Parks und Spielplätze in Zukunft häufiger und 
gründlicher. In jedem Bezirk sollen künftig mehrere 
Mülldetektive unterwegs sein – sichtbar, ansprech-
bar und mit einem klaren Auftrag: Müllsünder stop-

pen, Umweltverstöße dokumentieren und illegales 
Bekleben von Laternen, Schildern und Fassaden 
unterbinden.

Ein zentrales Signal setzen wir gegen Hass und Van-
dalismus: Illegale Graffitis sowie antisemitische oder 
rassistische Schmierereien werden innerhalb von 
24 Stunden entfernt. Gleichzeitig schaffen wir mehr 
legale Flächen für Street-Art, damit Kreativität Raum 
hat, ohne öffentlichen Raum zu beschädigen.

Unsere Generalsekretärin Dr. Ottilie Klein betont dazu: 
„Wir wollen Berlin zum Glänzen bringen. Parks, Spielplätze 
und Straßen müssen Orte sein, an denen sich alle wohl 
und sicher fühlen können. Das ist nicht nur eine Frage 
von Verantwortung und gegenseitigem Respekt, sondern 
auch Grundlage für ein gutes Miteinander in unserer 
Stadt. Klare Regeln und konsequente Kontrollen sorgen 
dafür, dass Sauberkeit in Berlin wieder selbstverständlich 
wird. Dafür wollen wir die Voraussetzungen schaffen.“

Unser Ziel ist klar: Berlin soll wieder glänzen, in jedem 
Kiez, für alle Menschen, die hier leben.

Mietpreisbremse
verlängert.

Klare Kante bei Sauberkeit und Ordnung.
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Zaun am Görli:
Bau geht voran.

Der CDU-geführte Berliner Senat hat die Mietpreis-
bremse um vier Jahre verlängert, sie gilt nun bis 

Ende 2029. Damit dürfen Mieten bei Neuvermietungen 
künftig höchstens 10 % über der ortsüblichen Vergleichs-
miete liegen.

Das heißt konkret: mehr Schutz vor drastischen 
Mietsteigerungen. Berlin wächst und mit der stei-
genden Nachfrage steigt auch der Druck auf dem 
Wohnungsmarkt. Damit Wohnen für alle bezahlbar 
bleibt, setzen wir auf klare Regeln und konsequente 
Maßnahmen. Die Mietpreisbremse schützt Mieterin-
nen und Mieter und schafft mehr Fairness in einem 
angespannten Markt.

Gleichzeitig investieren wir in die Zukunft unserer 
Stadt: Wir beschleunigen Planungsverfahren, fördern 
Neubauprojekte, stärken den sozialen Wohnungsbau 
und schaffen Anreize für mehr privaten Wohnungs-
bau. Denn langfristig gilt: Mehr Wohnungen bedeuten 
mehr Entlastung für alle Berlinerinnen und Berliner.

Unser Ziel ist klar: Ein Berlin, in dem Wohnen be-
zahlbar bleibt, in allen Bezirken und für jede Lebens-
phase. Wir handeln entschlossen, damit unsere Stadt 
lebenswert bleibt und niemand wegen steigender 
Mieten verdrängt wird.
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Berlin muss sicherer werden, dafür braucht es ent-
schlossenes Handeln gegen Organisierte Kriminalität 

und ihre kriminellen Netzwerke. Die CDU Berlin setzt 
genau dort an, wo Strukturen verwurzelt sind: bei ihren 
Geldflüssen, ihren Treffpunkten und ihren illegalen Ge-
schäftsmodellen.

Wir bauen die Zusammenarbeit zwischen Polizei, Justiz, 
Ordnungsämtern und Bezirken weiter aus. Mehr Razzien, 
mehr Verbundeinsätze und klare Zuständigkeiten sor-
gen dafür, dass kriminelle Strukturen nicht nur sichtbar 
werden, sondern dauerhaft zerschlagen werden können.

Ein zentraler Baustein ist der Einsatz moderner Technik, 
insbesondere Künstlicher Intelligenz. Sie hilft dabei, ver-
dächtige Finanzströme schneller zu erkennen und kom-
plexe Netzwerke aufzudecken. So werden Ermittlungen 
gezielt, effizient und wirksam.

Gleichzeitig gehen wir stärker gegen kriminelle Geschäfts-
modelle vor, die jahrzehntelang als Grauzonen galten: 
ob bei Mietwagenverleihsystemen, Spielhallen oder 
bestimmten Bargeld-basierten Betrieben. Illegale Ein-
nahmequellen werden geschlossen, Hintermänner ins 
Visier genommen.

Unser Ziel ist klar: ein Berlin, in dem Recht und Gesetz 
gelten, überall und jederzeit. Organisierte Kriminalität 
darf keinen Platz in unserer Stadt haben. Mit moderner 
Technik, konsequenten Kontrollen und starker Koope-
ration schützen wir die Menschen, die hier leben, und 
stärken das Vertrauen in den Rechtsstaat.

Konsequent gegen  
Organisierte Kriminalität.

Alleinerziehende leisten enorm viel und tragen oft die ge-
samte Verantwortung allein. In Berlin ist fast jede vierte 

Familie eine Ein-Eltern-Familie. Deshalb brauchen sie bessere 
Chancen, mehr Sicherheit und echte Entlastung. Die CDU 
Berlin setzt klare Schwerpunkte: Wohnen, Kinderbetreuung 
und finanzielle Unterstützung.

Wir schützen Alleinerziehende besser vor Wohnungsver-
lust. Kündigungen sollen schwieriger werden, bezahlbarer 
Wohnraum leichter zugänglich. Bei Vermittlungen werden 
Alleinerziehende priorisiert und bei Neubauprojekten sichern 
wir verbindliche Kontingente. In akuten Notlagen, etwa nach 
Trennungen oder bei Gewalt, sorgen wir für kurzfristige Über-
gangswohnungen.

Wir entlasten im Alltag: Flexible, kostenfreie Betreuung auch 
in Randzeiten stärkt die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Weiterbildung und mehr Homeoffice-Möglichkeiten im öffent-
lichen Dienst verbessern berufliche Perspektiven.

Wir sorgen für finanzielle Entlastung. Bundesweit setzen wir 
uns für einen Entlastungsbetrag von 5.000 Euro ein. Das 
Kindergeld soll beim Unterhaltsvorschuss nur zur Hälfte 
angerechnet werden. Der Wohngeldfreibetrag soll für Allein-
erziehende um 20 Prozent steigen.

Die Zahlen zeigen den Bedarf: Über 40 Prozent der Ein-El-
tern-Familien in Berlin gelten als einkommensarm, fast jedes 
zweite Kind in Sozialleistungen lebt bei einem alleinerziehenden 
Elternteil. Viele müssen trotz Arbeit aufstocken.

Unser Ziel: Berlin muss Alleinerziehenden und ihren Kindern 
verlässlich bessere Lebens- und Entwicklungschancen bieten.

Wir stärken 
Alleinerziehende.

Der Görlitzer Park in Berlin-Kreuzberg ist ein Brenn-
punkt mit offenem Drogenhandel, Gewalt und hoher 

Kriminalitätsquote. Für uns heißt das: Jetzt handeln 
– statt wegsehen!

Wir setzen auf Konsequenz statt Ausreden: Der Park 
wird nachts geschlossen, ein Zaun mit Drehkreuzen 
soll unerlaubten Zutritt verhindern. Zudem wird die 
Polizeipräsenz verstärkt und der Ordnungs- sowie 
Suchthilfebereich enger vernetzt. 

Verdrängung ist keine Lösung. Es geht nicht nur um 
mehr Sicherheit, sondern auch um lebendige, saubere 
und nutzbare Grünflächen, die für alle Berlinerinnen 
und Berliner da sind, nicht für Dealer oder andere 
Straftäter. Wir wollen einen Park, der ein Ort der Er-
holung ist und nicht der Angst.

Unser Ziel: Ein Kreuzberg-Park, in dem sich Familien, 
Nachbarinnen und Nachbarn sicher fühlen. Dafür 
bringen wir Regeln, Kontrollen und Struktur ins Spiel – 
damit öffentliche Räume wieder wirklich öffentlich sind.

Berlin ist unsere Stadt. Auch im Görli gilt: 
Recht und Ordnung überall – und das sofort.

Berlin soll sauberer, sicherer und lebenswerter 
werden, in jedem Kiez und für alle Menschen, die 

hier leben. Sauberkeit und Ordnung sind Grundvoraus-
setzungen für eine Stadt, in der sich alle wohlfühlen. 
Deshalb handeln wir.

Den Bußgeldkatalog für Müllsünder hat der CDU-ge-
führte Senat bereits deutlich verschärft. Wer Müll 
achtlos wegwirft, zahlt künftig deutlich mehr, von 
250 Euro für eine Zigarettenkippe bis zu 700 Euro 
für illegal abgelegte Altreifen. 

Mit unserem Beschluss „Klare Kante bei Sauberkeit 
und Ordnung“ setzen wir uns darüber hinaus für 
klare Zuständigkeiten ein und stärken diejenigen, 
die für Ordnung sorgen.

Wir statten Ordnungsämter und BSR besser aus 
und schaffen mehr Personal. Die BSR reinigt Stra-
ßen, Parks und Spielplätze in Zukunft häufiger und 
gründlicher. In jedem Bezirk sollen künftig mehrere 
Mülldetektive unterwegs sein – sichtbar, ansprech-
bar und mit einem klaren Auftrag: Müllsünder stop-

pen, Umweltverstöße dokumentieren und illegales 
Bekleben von Laternen, Schildern und Fassaden 
unterbinden.

Ein zentrales Signal setzen wir gegen Hass und Van-
dalismus: Illegale Graffitis sowie antisemitische oder 
rassistische Schmierereien werden innerhalb von 
24 Stunden entfernt. Gleichzeitig schaffen wir mehr 
legale Flächen für Street-Art, damit Kreativität Raum 
hat, ohne öffentlichen Raum zu beschädigen.

Unsere Generalsekretärin Dr. Ottilie Klein betont dazu: 
„Wir wollen Berlin zum Glänzen bringen. Parks, Spielplätze 
und Straßen müssen Orte sein, an denen sich alle wohl 
und sicher fühlen können. Das ist nicht nur eine Frage 
von Verantwortung und gegenseitigem Respekt, sondern 
auch Grundlage für ein gutes Miteinander in unserer 
Stadt. Klare Regeln und konsequente Kontrollen sorgen 
dafür, dass Sauberkeit in Berlin wieder selbstverständlich 
wird. Dafür wollen wir die Voraussetzungen schaffen.“

Unser Ziel ist klar: Berlin soll wieder glänzen, in jedem 
Kiez, für alle Menschen, die hier leben.

Mietpreisbremse
verlängert.

Klare Kante bei Sauberkeit und Ordnung.



Jetzt Mitglied
werden.

Werden auch Sie Mitglied und unterstützen Sie Politik 
mit Vernunft und Sachverstand. Mehr dazu finden Sie hier: 
www.cdu.de/mitglied-werden 
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Berlin erhält 5,25 Milliarden Euro aus dem Son-
dervermögen des Bundes. Damit bekommt unse-

re Stadt einen Modernisierungsschub, der in den 
kommenden Jahren überall spürbar sein wird. Mit 
unseren Beschlüssen stellen wir die Weichen für die 
kommenden Jahre.

Wir investieren in moderne Gebäude für Schulen, 
Kitas und Sportstätten, stärken unsere Kliniken und 
bringen mit rund 750 Millionen Euro den sozialen 
Wohnungsbau voran. 

Für einen starken ÖPNV fließen 680 Millionen Euro in 
neue U-Bahnen, Straßenbahnen und Infrastruktur der 

BVG. Dazu kommen Mittel für Brücken, Straßen und 
das Zukunftsquartier Tegel.

Berlin wird grüner: Wir investieren in neue Bäume und 
besseres Wassermanagement. Polizei und Feuerwehr 
erhalten moderne Ausstattung, Fahrzeuge und ein 
neues Kriminaltechnisches Institut.

Von der Sanierung des Naturkundemuseums bis zum 
zusätzlichen Frauenhaus, von neuen Schwimmbädern 
bis zu Investitionen in Kitas: Berlin macht sich fit für die 
Zukunft, Schritt für Schritt, Projekt für Projekt. Gemein-
sam sorgen wir dafür, dass unsere Stadt funktioniert, 
verlässlich, modern und zukunftsfest.

Mehr dazu 
gibt es hier: 

In den letzten Jahren haben wir klar gezeigt: Sicher-
heit in unserer Hauptstadt ist kein Selbstläufer, 

sondern Ergebnis konsequenter Politik. Mit 
dem neuen Polizeihubschrauber erfüllt 
die CDU-geführte Regierungskoalition ein 
wichtiges Versprechen: Berlin bekommt 
ein eigenes Luftfahrzeug für die Polizei.

Wir stärken unsere Polizei mit moderner Ausrüs-
tung, verbesserten Strukturen und fokussierter 
Einsatzbereitschaft. Der Hubschrauber erweitert 
die Reaktionsfähigkeit, steigert die Sicht- und Prä-
senzflächen über Berlin und macht unseren Schutz 
schneller und präziser. 

Unser Ziel ist klar: Eine Stadt, in der die Sicherheits-
behörden handlungsfähig sind, früh, effektiv und 
zuverlässig. Keine langen Wartezeiten, keine über-
langen Einsatzlagen. Wir machen Berlin sicherer.

Mehr Sicherheit 
aus der Luft.

CDU-Landesverband Berlin Steifensandstraße 8, 14057 Berlin,  
Tel.: 030 32 69 04 -0, cduberlin@cdu.berlin 
Bilder: S. 1:Tobias Koch; 3 x KI-generiert; S. 2: Patrick Liesener, iStock/lechartnoir;  
S. 3 - 5 KI-generiert; S. 6: Yves Sucksdorff

www.cdu.berlin        /cduberlin           @cduberlin         @cduberlin

Wir stärken
Alleinerziehende.

Sauberkeit 
und Ordnung.

Gegen Organisierte
Kriminalität.

Starke Investitionen
in Berlins Zukunft.

Die SED-Nachfolgepartei „Die Linke“ wendet 
sich immer deutlicher und offener Extremis-

ten zu. Grillfeste mit Hamas-Unterstützern in 

Neukölln, offen antisemitische An-
träge der Jugendorganisation der 
Linken, Beleidigungen gegen den 
Bürgermeister einer israelischen 
Partnerstadt. Die wenigen modera-
ten Politiker haben die Partei meist 
schon lange verlassen und linke und antisemitische 
Aktivisten übernehmen immer größeren Einfluss 
in der Partei. 

Für uns als CDU ist klar: Die Linke muss sich un-
missverständlich von jeder Form des Antisemitis-
mus und des Extremismus in ihren eigenen Rei-
hen abgrenzen. Sie muss sich zum Existenzrecht 
Israels klar bekennen und jede Zusammenarbeit 
mit terrornahen Organisationen einstellen. SPD 
und Grüne müssen Farbe bekennen, ob sie mit 
einer solchen Partei wirklich zusammenarbeiten 
wollen. Denn die Linke ist in ihrer aktuellen Ent-
wicklung keine Kandidatin für den Senat, sondern 
ein Fall für den Verfassungsschutz.

1 

 

  
  
 Klare Kante gegen Judenhass der Linkspartei 

 
Der Schutz jüdischen Lebens und der entschlossene Kampf gegen Antisemitismus 

gehören zum Kern des demokratischen Selbstverständnisses der 

Bundesrepublik. Dennoch erleben wir seit Monaten eine immer offenere 

Normalisierung antisemitischer Narrative – auf Bühnen, an Universitäten, in 

Kultureinrichtungen und vor allem in sozialen Netzwerken. Judenhass ist keine 

neue Erscheinung, aber er tritt heute sichtbarer, aggressiver und 

selbstbewusster zutage. Zugleich wird er zunehmend politisch instrumentalisiert 

und dient radikalen Kräften als Mobilisierungswerkzeug. 

 
Vor diesem Hintergrund geben die jüngsten Entwicklungen in der Partei Die Linke, 

deren Berliner Landesverband an diesem Wochenende tagt, Anlass zu 

berechtigter Sorge. Sie verdeutlichen, dass antisemitische und israelfeindliche 

Positionen in Teilen dieser Partei strukturell verankert sind. Zahlreiche Anträge 

auf dem Parteitag zeigen das deutlich. Unter dem Deckmantel vermeintlicher 

„Israelkritik“ wird dort immer wieder das Existenzrecht des jüdischen Staates 

relativiert oder infrage gestellt. 

 
Ein aktueller Beschluss der Linksjugend richtet sich unmissverständlich gegen 

das Existenzrecht Israels, indem die „Befreiung Palästinas“ als Teil einer 

„sozialistischen Revolution gegen Imperialismus und Kapitalismus“ propagiert 

wird. Hinzu kommen weitere Vorfälle – die Relativierung der Hamas-Massaker, 

die offene Unterstützung der antisemitischen BDS-Bewegung oder die Teilnahme 

an Veranstaltungen mit Gruppen, die Hamas oder der Volksfront zur Befreiung 

Palästinas (PFLP) nahestehen 

 
Selbst prominente und langjährige Mitglieder der Berliner Linken haben ihre 

Partei mittlerweile verlassen, weil sie die fehlende klare Positionierung gegen 

Antisemitismus nicht weiter hinnehmen konnten. Die heutige Linke entwickelt sich 

zunehmend zu einer Partei, die extremistische Positionen toleriert und Israelhass 

normalisiert. Damit trägt sie aktiv zu gesellschaftlicher Spaltung bei – und trägt 

Verantwortung für das Klima, das antisemitische Exzesse ermöglicht. 

 
 

 

Klare Kante
gegen Links.

Starke Investitionen
in Berlins Zukunft.


